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Rede von Dr. Guido Westerwelle zum Dreikönigstreffen am 6. Januar 2000 in Stuttgart

Was unterscheidet die Liberalen von allen anderen Geisteshaltungen in Deutschland? Was ist das unverwechselbare Kennzeichen der F.D.P. gegenüber der politischen Linken und den Konservativen gleichermaßen? 

Alle anderen Parteien vertrauen zuerst dem Staat und erst dann dem Bürger. Nur wir Liberalen vertrauen zuerst dem Bürger und erst dann dem Staat. 

Deshalb hat die F.D.P. auch in schweren Zeiten sich stets behauptet. Weil sie auf einem eigenen geistigen Fundament steht. Weil sie sich im Zweifel nicht für die Ordnung oder die Gleichheit entscheidet. Sondern weil sie im Zweifel für die Freiheit eintritt, in der Wirtschaftspolitik genauso wie in der Gesellschaftspolitik. Für uns ist Freiheit nicht Bindungslosigkeit, Beliebigkeit oder Vereinzelung. Für uns ist Freiheit nicht die Freiheit von Verantwortung. Freiheit zur Verantwortung ist die Freiheit, die wir meinen.

Wir wenden uns an die Menschen in Deutschland, die selbstbewusste Staatsbürger sein wollen, und nicht abhängige Staatskunden. Wir wenden uns an die Menschen in Deutschland, die ein selbstbestimmtes Leben der staatlichen Entmündigung vorziehen. Diese liberale Geisteshaltung ist in allen Bevölkerungsschichten zu Hause und nicht das Privileg einer bestimmten Einkommensklasse. Unser Streben nach mehr Freiheit für mehr Menschen dient nicht einigen wenigen Starken, die es geschafft haben. Unser Streben dient dem Glück und den Chancen aller Menschen in unserer Gesellschaft. 

Die politische Linke und die Konservativen wollen Freiheit nur gewähren, wenn im voraus bekannt ist, dass ihre Folgen günstig sein werden. Unser liberales Vertrauen auf die Freiheit beruht aber nicht auf den vorhersehbaren Ergebnissen in bestimmten Umständen sondern auf der Erfahrung, dass Freiheit im Ganzen mehr Kräfte zum Guten als zum Schlechten auslösen wird. 

Staat ist statisch. Gesellschaft ist dynamisch. Die Kräfte der Gesellschaft müssen geweckt werden, wenn unser Land unter weltweit veränderten Umständen erfolgreich sein soll.

Der Wind der Globalisierung wird schärfer. Diesen Wind kann man nicht verhindern, geschweige denn verbieten. Aber wir können die Segel richtig setzen. Die Klage über die Schärfe des Wettbewerbs ist in Wirklichkeit nur eine Klage über den Mangel an Ideen.

Herr Schröder veröffentlicht in einem gemeinsamen Papier mit Herrn Blair Vorstellungen, die auch unseren Beifall finden. Der Unterschied ist, Blair handelt, Schröder redet. Der Bundeskanzler spricht von einer neuen Kultur der Selbständigkeit und beschließt mit dem Gesetz gegen die sogenannten Scheinselbständigen ein Schikanegesetz gegen Existenzgründer. Der Bundeskanzler spricht von der Überschätzung der staatlichen Möglichkeiten und führt die Subventionen des Bundes auf eine Rekordhöhe. Der Bundeskanzler spricht von weniger Bürokratie und vervielfacht sie mit der mittelstands- und arbeitnehmerfeindlichen Abschaffung der 630-DM-Beschäftigungsverhältnisse. Der Bundeskanzler spricht von niedrigeren Steuern und treibt den Benzinpreis auf über 2 DM. Für manchen Kommentator ist Rot-Grün nach Eichels Steuerankündigungen wieder vielversprechend. Aber: Wer viel verspricht ist deswegen noch lange nicht vielversprechend. Häufig haben wir in den letzten Wochen gelesen, jetzt würde die SPD der F.D.P. das Markenzeichen der Steuersenkungspartei wegnehmen. Ein Blick auf den Kassenzettel an der Tankstelle in diesen Tagen belehrt jeden eines Besseren. Für Rot-Grün sind Autofahrer nur rasende Melkkühe. Das ist nicht Umweltschutz sondern Abkassieren. 

Die für später versprochenen Steuersenkungen haben Bürger und Betriebe bis dahin längst beim Tanken und Heizen ausgegeben.

Die neuerlichen Steuerpläne von Herrn Eichel sind nicht geeignet, den Rückstand aufzuholen, den das deutsche Steuersystem aufgrund der früheren Blockadepolitik von Herrn Lafontaine im internationalen Wettbewerb hat. Die Steuerentlastungen sind weder vom Tempo noch vom Volumen her ausreichend, um im größeren Umfang neue Investitionen nach Deutschland zu holen zugunsten neuer Arbeitsplätze. Vor allem aber stellen sie eine Verkomplizierung des deutschen Steuersystems dar. Dieses ist der entscheidende Unterschied und der größte Nachteil im Vergleich zum Steuermodell der Freien Demokraten. Drei einfache Steuersätze nach unserem Stufentarif von 15, 25 und 35 % wären der große Wurf, den unser Land dringend braucht, damit die Konjunktur wieder anspringt und die strukturelle Arbeitslosigkeit verringert werden kann. Niedrigere und einfachere Steuersätze, die dann aber auch tatsächlich von allen bezahlt werden, sind gerechter als hohe Steuersätze auf dem Papier, die bisher nur zu dem Wettbewerb führen: wer hat den klügsten Steuerberater mit der geschicktesten Steuervermeidungsstrategie. 

Manche euphorischen Reaktionen auf Eichels unzureichende Pläne sind nach einem Jahr rot-grüner Tortur nur noch mit dem Satz erklärbar: es ist so schön, wenn der Schmerz nachlässt.

Die Schwarzarbeit ist nach jüngsten Untersuchungen 1999 erneut stärker gewachsen als die offizielle Wirtschaft. Danach wurden 1999 in Deutschland nach einem Jahr Rot-Grün rund 602 Milliarden DM schwarz erwirtschaftet. Das sind 42 Milliarden DM oder 7,5% mehr als noch 1998. 

Wir Liberale wollen die Schwarzarbeit bekämpfen, indem wir die Ursachen dieser Entwicklung angehen. Vom Brutto bleibt den Menschen zu wenig Netto übrig. Wenn ein Handwerker fünf Stunden arbeiten muss, um sich eine Stunde eines anderen Handwerkers leisten zu können, ist das Problem offenkundig. Wenn von jeder verdienten Mark 51 Pfennig übrig bleiben, ist die Suche nach der persönlichen Steueroase naheliegend. Ändert sich die Differenz zwischen Brutto und Netto geht die Schwarzarbeit zurück, werden auch die Staatseinnahmen wieder steigen.

Wenn sich Leistung nicht lohnt für diejenigen, die Leistung bringen können, dann wird nicht genügend erwirtschaftet, für diejenigen, die unsere solidarische Hilfe brauchen. 

Leistung muss sich in Deutschland lohnen. Dieser Satz ist kein neoliberales Teufelszeug, sondern das Rezept unserer erfolgreichen deutschen Nachkriegsgeschichte. Wenn denjenigen, die leisten können, immer mehr die Lust auf Leistung genommen wird, weil sich der in den Küraufgaben verlierende Umverteilungsstaat immer gieriger bedient, wird auch immer weniger erwirtschaftet. Alles, was man aber verteilen möchte, muss zunächst einmal erwirtschaftet werden. 

Die anderen Parteien reden vorzugsweise über Umverteilung. Es muss aber auch eine Partei geben für die, die fleißig arbeiten möchten, die sich anstrengen wollen und denen der Staat immer mehr abnimmt. Die Menschen zahlen immer mehr Steuern und gleichzeitig kommt bei den wirklich Bedürftigen oder in der Bildung und bei der inneren Sicherheit immer weniger an. Das wollen wir Liberale ändern. Der stärkere Staat ist jener, der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert.

Die Pläne des Bundeskanzlers und SPD-Vorsitzenden die Erbschaftssteuer weiter zu erhöhen, sind eine Bestrafung für die Fleißigen, die durch harte Arbeit für ihr eigenes Alter vorgesorgt haben, oder für ihre Kinder später einmal bessere Chancen schaffen wollen. Alles was man vererben möchte, wurde im Leben schon x-mal versteuert. Herr Schröder redet von der neuen Mitte und betreibt die Politik der alten Linken. Die von Schröder geplante Erhöhung der Erbschaftssteuer ist nicht Blair und die neue Mitte sondern eine Mischung aus Lenin und Lafontaine.

Zu Recht wird in Deutschland die Frage gestellt, wie können wir in Zeiten knapper öffentlicher Kassen die soziale Gerechtigkeit sicherstellen. Nicht weniger wichtig ist die Frage nach der Leistungsgerechtigkeit. Fleiß und Leistung, Anstrengung und Bemühung müssen nach unserem liberalen Gesellschaftsverständnis belohnt und nicht von einem Steuer-, Bürokratie- und Abgabenstaat bestraft werden. Wer arbeitet, muss mehr haben als derjenige, der nicht arbeitet. Wenn zwischen acht Stunden arbeiten fünf Tage in der Woche und 24 Stunden nicht arbeiten sieben Tage in der Woche häufig kaum noch ein finanzieller Unterschied liegt, ist der Anreiz zu gering, angebotene Arbeit auch tatsächlich aufzunehmen. Dies ist ein Auftrag an die Politik, durch Steuer- und Abgabensenkung am besten mit einem Eingangssteuersatz von 15% die Arbeitslosigkeit im Niedriglohnbereich zu bekämpfen. Es ist zugleich ein Auftrag an die Politik, die Treffsicherheit unseres Sozialstaates zu erhöhen. Der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat verteilt an alle ein wenig. Der liberale Sozialstaat konzentriert seine Hilfe auf die wirklich Bedürftigen. Diese Bedürftigen haben unser Herz. Der Sozialstaat ist für die Schwachen da, nicht für die Findigen. 

Bildung ist die neue soziale Frage dieses Jahrzehnts. Auch in unserem Bildungssystem bleibt Leistungsgerechtigkeit immer mehr auf der Strecke. Leistungsgerechtigkeit beginnt in der Schule, in der leistungswilligen jungen Menschen durch ein verkrustetes Bildungssystem, Lehrermangel und Unterrichtsausfall die Zukunftschancen verbaut werden. Zu meiner Schulzeit hat man sich über jede Freistunde gefreut. Mittlerweile hat der Unterrichtsausfall solche verheerenden Ausmaße angenommen, dass Schülerinnen und Schüler dagegen demonstrieren. Auf 67 Schüler kommt in Deutschland ein Internet-Anschluss. 2 Milliarden DM werden pro Jahr für Nachhilfe ausgegeben. Wir haben nicht nur die jüngsten Rentner sondern auch die ältesten Studenten, wobei beide Gruppen noch nicht deckungsgleich sind. 

Wer es sich leisten kann, gleicht dieses marode Bildungssystem durch private Mittel aus, weil man natürlich das Beste für die eigenen Kinder möchte. Die Kinder aus einfachen Verhältnissen, die Kinder aus kinderreichen Familien bekommen keine Nachhilfe gegen den Unterrichtsausfall, keinen Computer unter dem Weihnachtsbaum und haben keine Chance auf einen Auslandsaufenthalt, um den langen Ausbildungszeiten in Deutschland zu entgehen. Wir Liberale wollen nicht, dass Bildung wieder zur Frage des Geldbeutels der Eltern wird. Wir sind gegen Ergebnisgleichheit am Ziel, aber wir sind für Chancengleichheit am Start. 

Bildung als Bürgerrecht wurde von den Liberalen erfunden. Bildung als Bürgerrecht ist in der Informationsgesellschaft notwendiger denn je. Bildung als Bürgerrecht ist nicht nur eine Frage der Selbstverwirklichung und der Menschenwürde für unsere Jugend. Hieran entscheidet sich zugleich die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft insgesamt. Im Zeitalter der Globalisierung und Informationstechnologie kann es sich unsere Gesellschaft nicht leisten, junge Talente zu übergehen.

Für Liberale ist eine Bildungsreform ebenso wichtig wie die Steuerreform, und mit Sicherheit erheblich wichtiger als jede Rechtschreibreform oder womit sich die Kultusminister sonst so gerne in den letzten Jahren befasst haben.

Unser Bildungssystem braucht frischen Wind. Frischer Wind kommt durch Wettbewerb. Wir brauchen mehr Entscheidungsfreiheit und auch Finanzautonomie für die Schulen und Hochschulen. Wir brauchen eine gesunde Konkurrenz der Universitäten untereinander. Wir wollen die Studentenlandverschickung à la ZVS beenden. Die Studenten sollen sich ihre Hochschulen aussuchen dürfen und die Hochschulen ihre Studenten. Das brächte frischen Wind in das verkrustete öffentlich-rechtliche Bildungssystem. 

Die jetzige Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn ist keine starke Anwältin für die Bildungspolitik wie es vor ihr liberale Bildungsminister waren. Aus der angekündigten Verdoppelung der Forschungs- und Bildungsinvestitionen wurde eine reale Kürzung des Etats. Von 1998 zu 1999 stiegen die Subventionen des Bundes um 1,6 Milliarden DM. Dies ist mit 43,0 Milliarden DM das höchste Subventionsvolumen des Bundes der Nachkriegsgeschichte einschließlich der Zeit unmittelbar nach der deutschen Einheit. Gleichzeitig wird im vorliegenden Haushalt für das Jahr 2000 der Bildungsetat um 2,3% gestrichen. Rot-Grün verantwortet also die höchsten Subventionen und kürzt gleichzeitig bei der Bildung. Das ist die falsche Finanzverteilung zwischen Gegenwart und Zukunft. 

Selten hatte eine Bundesregierung so schwache Minister. 

Die Bildungsministerin bekommt eine BaföG-Reform nicht zustande und sieht dem Bildungsabbau tatenlos zu. Der Arbeitsminister fordert die Frühverrentung trotz aller negativen arbeitsmarktpolitischen Erfahrungen. Den Wirtschaftsminister kennt auch nach einem Jahr noch keiner. Die Gesundheitsministerin setzt auf ein patientenfeindliches planwirtschaftliches Gesundheitssystem und ist dabei nicht einmal handwerklich in der Lage, Gesetzesentwürfe ordentlich vorzulegen. Der Landwirtschaftsminister ist mit Dachdeckerarbeiten seines Hofes so sehr beschäftigt, dass ihm für die Rettung der bäuerlichen Betriebe offenbar die Zeit fehlt. Der Umweltminister ist ein ökonomischer und ökologischer Störfall und längst reif für seine politische Endlagerung. 

Dieses Bundeskabinett erinnert an Einsteins Relativitätstheorie: sechs Flaschen im Keller sind relativ wenig, sechs Flaschen im Kabinett sind relativ viel.

Die Grünen schlucken in der Koalition Kröten bis sie platzen. Das Wort Umfallen hat bei den Grünen eine neue politische Heimat. Die Grünen haben in einem Jahr Regierungsbeteiligung mehr Kompromisse heruntergewürgt als die F.D.P. in den letzten 30 Jahren. Darüber kann auch Herr Fischer nicht hinwegtäuschen. Er ist in der Opposition als Menschenrechtslöwe gestartet und in der Regierung als Menschenrechtsmiezekätzchen gelandet. Die Politik von Herrn Fischer ist nicht das Ergebnis von Wandel durch Einsicht sondern von Machterhalt durch Prinzipienlosigkeit. Ein Außenminister, der in der Frage einer Panzerlieferung an die Türkei überstimmt wird und gleichwohl im Amt bleibt, spricht gegen sich selbst. Der Außenminister lehnt die Lieferung eines Testpanzers an die Türkei ab, weil diese dafür politisch nicht reif sei. Gleichzeitig forciert er den Beitritt der Türkei in die Europäische Union. Man kann zu beidem unterschiedlicher Meinung sein. Aber zusammen genommen ist das keine stringente Außenpolitik. Die modische Menschwerdung von Joschka Fischer war beeindruckend. Die prinzipienfeste Außenpolitik von Klaus Kinkel war besser. 

Die PDS ist längst zur stillen Machtreserve von Rot-Grün geworden. Der zur PDS gehörende stellvertretende Ministerpräsident von Mecklenburg-Vorpommern, Herr Holter, bezeichnet seine Partei als system-oppositionell. Das war entlarvend. Wir wissen, dass wir unser System stets verbessern müssen. Aber Demokratie, Rechtstaatlichkeit und soziale Marktwirtschaft bleiben das beste System, das es jemals auf deutschem Boden gegeben hat. Die bürgerliche Mitte darf nicht zulassen, dass die PDS mit dieser Haltung wieder zu einer bestimmenden Größe der deutschen Politik wird. Die PDS löst keine Probleme, sie braucht Probleme um politisch erfolgreich zu sein. 

Beide, PDS und Rot-Grün, haben die Überlegenheit der sozialen Marktwirtschaft gegenüber jeder Form der staatlichen Kommandowirtschaft nie akzeptiert. 

Auch die Konservativen glauben an die Überlegenheit des Staates gegenüber den Kräften der Gesellschaft. Deswegen ist die F.D.P. auch keine etwas weniger konservative Union. Sie ist etwas anderes. Wir Liberale sind eine eigenständige politische und geistige Kraft. Wir sind der dritte Weg, der sich vom staatsgläubigen Konservativismus ebenso unterscheidet wie vom Staatsinterventionismus der politischen Linken.

Bei den mittelstandsfeindlichen Interventionen des Bundeskanzlers in Sachen Holzmann hat nur die F.D.P. widersprochen. Der CDU-Ministerpräsident des Landes Hessen Roland Koch, ließ sich für diese Intervention ebenso feiern, wie die CDU-Oberbürgermeisterin von Frankfurt, Petra Roth. Wenn ein Unternehmen mit zehntausend Arbeitsplätzen aus eigenem Verschulden in Schwierigkeiten gerät, kommt der Bundeskanzler und der Ministerpräsident um zu helfen. Wenn zehn Unternehmen mit tausend Arbeitsplätzen in eine Krise geraten, kommt immerhin noch der Bürgermeister. Wenn tausend Unternehmen mit zehn Arbeitsplätzen in Schwierigkeiten geraten, kommt kein Kanzler, kein Ministerpräsident, keine Oberbürgermeisterin, dann kommt der Gerichtsvollzieher. 

Nicht Herr Schröder steht bei Holzmann grade sondern der deutsche Steuerzahler. Die vielen mittelständischen Betriebe der Bauwirtschaft, die gesund kalkuliert haben und die von Holzmann mit künstlich niedrigen Preisen häufig bis an den Rand ihrer Existenz gedrängt wurden, sind die abermals Leidtragenden. Aber es ist der Mittelstand, der mehr als 80% der Ausbildungsplätze und mehr als 60% der neuen Arbeitsplätze schafft. 

Dies muss man in der neuen Regierung dem neuen Arbeitsminister sagen. Dies musste man in der alten Regierung dem alten Arbeitsminister sagen. Die Umverteilungspolitik unterscheidet sich zwischen Riester und Blüm nur graduell.

Liberale sind die einzige Kraft, die sich dem Bevormundungsstaat entgegenstellen. Dies gilt nicht nur in der Wirtschafts-, Finanz- oder Sozialpolitik. Dies gilt ebenso in der Gesellschaftspolitik. Für Liberale ist der Staat nicht der Zensor der privaten Lebensentwürfe. Neue Formen des Zusammenlebens sind für die Konservativen ein Sittenverfall. Für Liberale ist jede Partnerschaft wertvoll, in der Menschen füreinander Verantwortung übernehmen. 

Wir Liberale machen keine Koalitionsaussagen und sind erst recht nicht in der F.D.P., damit jemand anderes Kanzler, Ministerpräsident oder Oberbürgermeister wird. Wir sind in der F.D.P. und entscheiden uns zur Zusammenarbeit mit anderen Parteien, damit es die Chance gibt, dass liberale Politik verwirklicht werden kann. Als eigenständige Partei haben wir viel Gutes für unser Land bewirkt, auch manchen Fehler gemacht. Aber wir sind glaubwürdig geblieben. Unsere Kassen sind nicht voll, dafür aber transparent. Die Affären der Union und der SPD in Nordrhein-Westfalen sind für uns kein Grund zur Schadenfreude. Das Ansehen der Politik insgesamt nimmt Schaden. Sie sind aber ein Anlass für viele Wählerinnen und Wähler wieder der F.D.P. mehr Aufmerksamkeit zu schenken.

Wer Rot-Grün mit oder ohne PDS nicht will und wer sich bei der Union nicht aufgehoben fühlt, für den ist die F.D.P. die richtige Alternative und nicht das Nicht-Wählen. 

Wer der Meinung ist, dass Fleiß und Leistung belohnt werden müssen, weil soziale Gerechtigkeit nur so erwirtschaftet werden kann, für den ist die F.D.P. die richtige Partei. Für wen Leistungsbereitschaft und Toleranz zusammengehören, der ist bei den Liberalen bestens aufgehoben. Wer meint, dass die Kräfte der Gesellschaft der Intervention des Staates überlegen sind, der sollte zu uns gehören. Freiheit, Verantwortung, Leistungsgerechtigkeit und Toleranz, das sind mindestens vier gute Gründe F.D.P. zu wählen. Jetzt demnächst in Schleswig-Holstein und kurz danach bei der Landtagswahl in Nordrhrein-Westfalen. Es geht in diesem Jahr nicht nur um die Zukunft einer Partei. Es geht um die Zukunft der liberalen Geisteshaltung in Deutschland. Opposition ist zäher als gedacht. Das habe auch ich in den letzten zwölf Monaten lernen müssen. Deshalb  fällt meinem unruhigen Temperament der folgende Satz besonders schwer: Der Sieg gebührt nicht immer den Schnellsten oder den Stärksten, sondern denen, die durchhalten.

